
 

S. Wirth und Dr. A. Lang (Buse): 
Insolvenzanfechtungsrecht: 

Neuausrichtung 
bei der Vorsatzanfechtung  

 

  

 
 

Sehr geehrter Herr Vorstand Dr. Körner, 
 
wir freuen uns über den Beitrag unserer BRSI-Mitglieder Frau RAin Susanne 
Wirth und RA Dr. Andreas Lang (BUSE Rechtsanwälte Steuerberater 
Partnerschaftsgesellschaft mbB) mit dem Thema: 
 
  

Insolvenzanfechtungsrecht: 
Neuausrichtung bei der 

Vorsatzanfechtung. 

  

(BGH – Urt. v. 06.05.2021 – IX ZR 72/20) 
Bundesgerichtshof legt - zu dem erforderlichen 

Vorsatz des Schuldners, seine Gläubiger zu 
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benachteiligen - einen neuen Prüfrahmen fest. 

  

Zur Anfechtung einer „vorsätzlichen Benachteiligung“ (§ 133InsO) 
ist u.a. der Gläubigerbenachteiligungsvorsatz des Schuldners 
notwendig. Von diesem Vorsatz wurde bislang allein aus der 

Kenntnis, dass der Schuldner zahlungsunfähig ist oder zu werden 
droht, ausgegangen - quasi automatisch. Jetzt stellte der BGH fest, 

dass eine Neuausrichtung der Vorsatzanfechtung nötig ist 
  

 

Bisherige Rechtsprechung zum Gläubigerbenachteiligungsvorsatz 

 

Zugunsten der übrigen benachteiligten Gläubiger durch Anreicherung der 
Insolvenzmasse hatte der BGH dem Insolvenzverwalter die Darlegung dieses 
Schuldnervorsatzes erleichtert. Schließlich ist der Vorsatz des Schuldners als 
„innerer Vorgang“ von Natur aus schwer darzulegen und zu beweisen. 
 
Nach bisheriger BGH-Rechtsprechung entsprach die Kenntnis des Schuldners 
von seiner eigenen Zahlungsunfähigkeit gleichzeitig seinem 
Gläubigerbenachteiligungsvorsatz. Er wusste also bei Vornahme einer 
Rechtshandlung zugunsten eines Einzelgläubigers (z.B. Befriedigung, 
Besicherung), dass er damit seine anderen Gläubiger benachteiligt – und dies 
auch wollte. Der Schuldner nahm also billigend in Kauf, seine übrigen 
Gläubiger auch in Zukunft nicht befriedigen zu können. 
 
Aus dieser Folgerung war es in den letzten Jahren zu einer deutlichen 
Ausweitung der Vorsatzanfechtung gekommen. Nicht nur betroffene 
Anfechtungsgegner, denen also Rückzahlungen zur Insolvenzmasse 
abgefordert wurden, empfanden die Vorsatzanfechtung als zu weitgehend. 
Teile der Insolvenzrechtswissenschaft, aber auch die Urteilspraxis der 
Instanzgerichte argumentierte häufig zugunsten der Anfechtungsgegner. 
 
  

Neue Rechtsprechung zum Gläubigerbenachteiligungsvorsatz 

  

An dieser dem Schuldner bislang höchstrichterlich unterstellten Billigung, auch 
künftig seine sonstigen Gläubiger nicht befriedigen zu können, setzt der BGH 
nun zu einer sachgerechten Einschränkung an: 
 
Ist die Krise des Unternehmens schon zu weit fortgeschritten, kann es nicht 
mehr ernsthaft darauf hoffen, in absehbarer Zeit alle Gläubiger befriedigen zu 
können. Dies ist dann der Fall, wenn die Deckungslücke ein Ausmaß erreicht 
hat, das selbst bei optimistischer Einschätzung der zukünftigen Entwicklung in 



absehbarer Zeit keine vollständige Befriedigung aller Gläubiger erwarten lässt. 
 
Jedoch reicht eine momentane Liquiditätslage nach Ansicht der Karlsruher 
Richter dann nicht mehr für eine Vorsatzanfechtung aus, wenn die Krise noch 
nicht zu weit fortgeschritten ist. 
 
Gleiches gilt, wenn aus anderen Gründen berechtigte Hoffnung auf 
Überwindung der Krise besteht, z. B. die sichere Aussicht, 
  

• demnächst Kredit zu erhalten oder 
• ausstehende Forderungen zu realisieren. 

 

In diesen Fällen fehlt die erforderliche Überzeugung vom Vorsatz des 
Schuldners, seine Gläubiger zu benachteiligen. Insoweit ist nach Auffassung 
des BGH bereits von der Rechtsfolgenseite fraglich, ob der Gesetzgeber 
tatsächlich eine weitgehende Gleichstellung zwischen verdächtiger 
(inkongruenter) und vertragsgemäßer (kongruenter) Deckung wollte. Die 
Vorsatzanfechtung bestimmt einen Anfechtungszeitraum von 10 Jahren. Er ist 
also gegenüber § 131 und § 130 InsO mit ihrem Suspektionszeitraum von drei 
Monaten deutlich verlängert bzw. verschärft. 
 
Von entscheidender Bedeutung ist nach dem neuen Prüfrahmen des BGH, ob 
der Schuldner trotz leerer Kassen bei der Rechtshandlung ernsthaft Hoffnung 
haben darf, dass er in Zukunft wieder alle Gläubiger bedienen kann. 
 
Diese Hoffnung ist ihm dann zuzugestehen, wenn der Schuldner im Zeitpunkt 
der Rechtshandlung noch gar nicht zahlungsunfähig ist, sondern lediglich 
droht, zahlungsunfähig zu werden. An seiner gegenteiligen Rechtsprechung 
hält der BGH ausdrücklich nicht mehr fest. 
 
Um diese tatrichterliche Abgrenzung zu ermöglichen, ist nun nicht mehr der 
Anfechtungsgegner, sondern der Insolvenzverwalter verantwortlich 
(darlegungs- und beweisbelastet). Mit diesem neuen Grundsatz können 
Erkenntnishorizont und Erkenntnismöglichkeiten des Anfechtungsgegners, die 
in der Praxis häufig sehr eingeschränkt bestehen, besser berücksichtigt 
werden als bisher. 
 
Eine Entscheidung, die Vertragspartnern insolventer Unternehmen Mut 
machen kann: insbesondere bei kongruenter Deckung – wenn also der 
Gläubiger das erhält, worauf er Anspruch hat – existieren zahlreiche 
Fälle, bei denen man nicht von einem bösen Willen des Schuldners 
ausgehen kann. 



 
Dann kann der Gläubiger sich gegen die Vorsatzanfechtung u. U. 
erfolgreich wehren und muss das durch die Rechtshandlung Erlangte 
nicht zurückgeben. 
  

  
*Der einfacheren Lesbarkeit wegen, haben wir von einem Gendern 
abgesehen, sprechen jedoch respektvoll Menschen jeden Geschlechts an. 
  

 
 

Susanne Wirth ist Rechtsanwältin der Kanzlei BUSE am Standort Berlin. 
Dr. Andreas Lang ist Rechtsanwalt bei Buse in Stuttgart und Fachanwalt für 
Insolvenzrecht.  
Er berät Gläubiger bei der Realisierung ihrer Ansprüche gegenüber 
Geschäftspartnern oder säumigen Schuldnern, sowie die Durchsetzung ihrer 
berechtigten Forderungen im gütlichen Wege oder im Wege der Vollstreckung. 
Dr. Lang berät im Sanierungsrecht zur Lösung befürchteter oder bereits 
eingetretener Liquiditätsprobleme, zur Vermeidung einer drohenden Insolvenz 
und zur Abwehr von Rückforderungsansprüchen. 
Er unterstützt Unternehmen und Unternehmer des Klein- und Mittelstands und 
Selbständige und Freiberufler, aller Branchen. 
   

 
 
Beste Grüße 
 
Ihr 
 
Dr. Dieter Körner 
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